Veröffentlicht in den Amtlichen Mitteilungen Nr. 12 vom 17.10.2005

Der Senat der Georg-August-Universität Göttingen hat in seiner Sitzung am 28.09.2005 die Ordnung für die Göttinger Graduiertenschule Gesellschaftswissenschaften (GGG) der Georg-August-Universität Göttingen beschlossen (§ 41 Abs. 1 Satz 1 NHG in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.06.2002 (Nds. GVBl. S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Haushaltsbegleitgesetzes 2005 vom 17.12.2004 (Nds. GVBI. S. 664), § 16 Abs. 10 Satz 3 der Grundordnung der Georg-August-Universität Göttingen in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.12.2004 (AM 13/2004 S. 871)). 

Ordnung für die

Göttinger Graduiertenschule Gesellschaftswissenschaften

(GGG)

der Georg-August-Universität Göttingen
Allgemeines

§ 1 Grundlagen

(1) Die Göttinger Graduiertenschule Gesellschaftswissenschaften (abgekürzt: GGG - im folgenden Graduiertenschule genannt) der Georg-August-Universität Göttingen hat die Aufgabe, für Graduierte, insbesondere für Promovierende, an der Georg-August-Universität Göttingen eine strukturierte Ausbildung von hoher fachlicher Qualität und mit exzellenter Betreuung zu gewährleisten.

(2) Die Graduiertenschule ist eine wissenschaftliche Einrichtung der Universität Göttingen im Sinne des § 16 Abs. 6 der Grundordnung der Georg-August-Universität Göttingen.

(3) Sie koordiniert und unterstützt die Arbeit von Graduiertenkollegs, Promotionsstudiengängen und strukturierten Promotionsprogrammen (im folgenden Promotionsprogramme genannt) mit rechts-, sozial- oder wirtschaftswissenschaftlichen Schwerpunkten, übernimmt programmübergreifende Aufgaben und sorgt für die Qualitätssicherung.

§ 2 Beteiligte

(1) 1An der Graduiertenschule sind die aufgenommenen Promotionsprogramme mit ihren rechts-, sozial- oder wirtschaftswissenschaftlichen Inhalten, einschließlich ihrer interdisziplinären Bezüge, beteiligt. 2Zuständige Fakultät (Trägerfakultät) können auch mehrere Fakultäten gemeinsam sein.

(2) Die Graduiertenschule wird von folgenden Fakultäten getragen (Gründerfakultäten):

a) der Fakultät für Agrarwissenschaften,

b) der Fakultät für Forstwissenschaften und Waldökologie,

c) der Juristischen Fakultät,

d) der Sozialwissenschaftlichen Fakultät,

e) der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät.

§ 3 Aufgaben

(1) Die Graduiertenschule sorgt für die Entwicklung, Pflege und Sicherung von Standards für Eingangsvoraussetzungen, Auswahl- und Prüfungsverfahren bei der rechts-, sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Promotionsausbildung wie in den jeweiligen Ordnungen festgelegt.

(2) Die Graduiertenschule übernimmt außerdem folgende Aufgaben:

a) die Prüfungsverwaltung, soweit sie nicht vom einzelnen Promotionsprogramm bzw. der Trägerfakultät selbst übernommen wird;

b) die Koordination der Lehrangebote sowie auch von Information, Öffentlichkeitsarbeit und Beratung;

c) die Organisation von interdisziplinären Veranstaltungen zur Methodenkompetenz,

d) die Bereitstellung von Angeboten zur Vermittlung von Schlüsselqualifikationen und Sprachkompetenzen;

e) die außerfachliche Betreuung ausländischer Promovierender und die Vermittlung von Auslandskontakten;

f) die Außendarstellung für die Graduiertenschule.

(3) 1Inhalt, Art und Umfang der Promotionsausbildung werden, soweit es sich um fachspezifische Programme handelt, durch die jeweilige Trägerfakultät festgelegt. 2Grundlage hierfür ist deren Promotionsordnung. 3Für interdisziplinäre und exzellente Programme gelten ergänzend die Beschlüsse des Vorstands.

§ 4 Doktorgrad

(1) Promovierende können den Doktorgrad derjenigen Trägerfakultät erwerben, die das Promotionsprogramm in die Graduiertenschule eingebracht hat.

(2) Wird das Promotionsprogramm von mehreren Fakultäten eingebracht, entscheidet der oder die Promovierende mit dem Aufnahmeantrag, welchen Grad er oder sie anstrebt.

Promotionsprogramme

§ 5 Voraussetzungen

(1) Jedes strukturierte Promotionsprogramm an der Georg-August-Universität Göttingen muss folgende Grundvoraussetzungen erfüllen:

a) Ein einheitliches und transparentes Zugangsverfahren für alle Bewerberinnen und Bewerber,

b) Die Betreuung der Promotion durch Ausschüsse („thesis committees“) gemäß § 6,

c) Ein Ausbildungsprogramm, das neben fachspezifischen Anforderungen einen Anteil an Schlüsselqualifikationen für mögliche Karrierewege beinhaltet.

(2) Als „international“ gekennzeichnete Programme müssen zusätzlich über spezielle Betreuungsstrukturen für ausländische Studierende verfügen.

§ 6 Betreuungsausschuss

(1) Nach Abschluss des Zulassungsverfahrens wird durch das zuständige Dekanat oder den zuständigen Prüfungsausschuss für jedes Promotionsverfahren ein Betreuungsausschuss („thesis committee“) bestellt, in dem neben der oder dem prüfungsberechtigten Betreuenden der Promotion wenigstens eine weitere promovierte Person Mitglied ist.

(2) 1Der Betreuungsausschuss betreut und fördert die promovierende Person. 2Sie muss dem Betreuungsausschuss regelmäßig, mindestens jedoch einmal jährlich, ausführlich über den Stand des Promotionsvorhabens berichten.

§ 7 Antrag auf Aufnahme

(1) Zur Aufnahme eines Promotionsprogramms richtet die Trägerfakultät über deren Leitung  einen schriftlichen Antrag an den Vorstand der Graduiertenschule.

(2) 1Der Antrag erfordert eine schriftliche Darstellung des Promotionsprogramms, aus welcher der rechts-, sozial- oder wirtschaftswissenschaftliche Themenbezug erkennbar wird. 2Die Beschreibung muss ferner die Voraussetzungen des § 6 dartun, Zielzahlen für aufzunehmende Promovierende und Absolventen pro Jahr beinhalten und darlegen, wie erforderliche Dienste in der Prüfungsverwaltung, der Koordination und der Betreuung organisiert werden.

(3) Dem Antrag sind beizufügen:

a) die Benennung der verantwortlichen Programmleitung und eine Liste der prüfungsberechtigten Personen;

b) das geplante Lehrprogramm, dessen dauerhafte Durchführbarkeit dargelegt werden muss;

c) Kooperationsvereinbarungen mit außeruniversitären Einrichtungen, die sich an dem Promotionsprogramm beteiligen;

d) die erforderlichen Gremienbeschlüsse von Trägerfakultät und Universität zur Einrichtung des Promotionsprogramms.

(4) 1Handelt es sich um einen Promotionsstudiengang ist zusätzlich noch notwendig:

a) die Benennung der Zielvereinbarung mit dem Land Niedersachsen, in dem die Einrichtung des Promotionsstudiengangs vereinbart wurde;

b) die zugehörigen Prüfungs-, Studien-, Zugangs- und Zulassungsordnungen sowie der Akkreditierungsbescheid.

2Fehlt noch ein Akkreditierungsbescheid, so kann die Aufnahme unter dem Vorbehalt einer erfolgreichen Akkreditierung binnen eines Jahres erfolgen.

(5) Bei drittmittelgeförderten Promotionsprogrammen sind außerdem die Antragsunterlagen und der Bewilligungsbescheid beizufügen.

§ 8 Aufnahmeentscheidung

(1) 1Der Vorstand überprüft, ob es sich um ein Promotionsprogramm mit rechts-, sozial- oder wirtschaftswissenschaftlichem Themenschwerpunkt handelt, das den gesetzten Qualitätsstandards genügt, und entscheidet unter Beachtung von § 3 Abs. 3 über die Aufnahme. 2Die Ablehnungsentscheidung ist zu begründen.

(2) 1Die Aufnahme kann unter Auflagen erfolgen oder befristet werden. 2Bei drittmittelgeförderten Programmen kann die Aufnahme nur für den Förderzeitraum ausgesprochen werden, bei Promotionsstudiengängen nur bis zur Reakkreditierung.

(3) 1Wesentliche Änderungen eines Promotionsprogramms bedürfen der Mitteilung an den Vorstand. 2Dem Vorstand ist außerdem unverzüglich jegliche Veränderung der Liste der prüfungsberechtigten Personen mitzuteilen.

§ 9 Widerruf der Aufnahme

(1) Die Aufnahme kann widerrufen werden, wenn das Promotionsprogramm die Aufnahmevoraussetzungen der Graduiertenschule oder der Trägerfakultät nicht mehr erfüllt.

(2) Die Trägerfakultät ist vorher anzuhören.

(3) Die Graduiertenschule stellt sicher, dass alle Promovierenden, die ihre Promotion vor dem Widerruf begonnen haben, ihre Promotion innerhalb der Graduiertenschule abschließen können.

Organisation

§ 10 Gliederung

(1) Die Graduiertenschule gliedert sich in einzelne Promotionsprogramme und insgesamt vier Sektionen.

(2) Entsprechend den fachlichen Schwerpunkten (§ 1 Abs. 3) werden eine rechtswissenschaftliche, eine sozialwissenschaftliche und eine wirtschaftswissenschaftliche Sektion gebildet; eine weitere Sektion umfasst die Promotionsprogramme der Social Sciences Research School (SSRS).

(3) Die Sektionen können durch Vorstandsbeschluss, der der Zustimmung der Gründerfakultäten bedarf, geändert werden.

(4) Für jedes Promotionsprogramm zeichnet eine prüfungsberechtigte Programmleitung verantwortlich.

(5) Promotionsprogramme können eine oder mehrere Klassen bilden, die nicht mehr als 20 betreute Personen umfassen sollen.

(6) Alle Promovierenden sollen in einem thematisch einschlägigen Studiengang immatriku-liert sein.

§ 11 Ressourcen

(1) Die Graduiertenschule richtet eine zentrale Koordinationsstelle als Geschäftsstelle des Vorstandes ein, die auch die laufenden Lehr- und Prüfungsangebote untereinander abstimmt und als Ansprechpartner für Lehrende und Graduierte dient.

(2) Die Prüfungsverwaltung wird durch die Prüfungsämter der Trägerfakultäten geleistet, soweit diese Aufgaben nicht durch ein zentrales Prüfungsamt wahrgenommen werden.

(3) Voraussetzung für die Aufnahme von Promotionsprogrammen anderer Fakultäten ist die Sicherstellung der hierdurch erforderlich werdenden Finanzierung der Koordinationsaufgaben und der Prüfungsverwaltung durch diese Fakultäten.

§ 12 Mitgliedschaft

(1) 1Mitglieder der Graduiertenschule sind sämtliche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die im Rahmen des aufgenommenen Studienganges oder Promotionsprogramms prüfungsberechtigt sind. 2Die Mitgliedschaft kann befristet werden. 3Sie endet mit Auslaufen eines zeitlich befristeten Promotionsprogramms.

(2) 1Zur prüfungsberechtigten Person eines Promotionsprogramms kann neben Mitgliedern oder Angehörigen der Georg-August-Universität Göttingen auch bestellt werden, wer Forschung und Lehre an einer anderen Universität oder außeruniversitären Forschungseinrichtung wahrnimmt. 2Die entsprechende wissenschaftliche Qualifikation wird durch ein erfolgreiches Habilitationsverfahren oder dadurch nachgewiesen, dass ein dem Berufungsverfahren äquivalentes Bewerbungsverfahren durchlaufen wurde. 3Diese Mitgliedschaft soll stets befristet werden und kann bei Bedarf verlängert werden.

(3) Mitglieder haben das Recht und die Pflicht, Promotionen an der Georg-August-Uni​versität im Rahmen der jeweiligen Promotionsordnung der Trägerfakultät und unter Beachtung der durch die Graduiertenschule aufgestellten Rahmenregeln zu initiieren, zu betreuen und zu beurteilen.

§ 13 Lehrprogramm

(1) Die Programmleitung koordiniert auf der Grundlage des Aufnahmeantrages und der jeweiligen Ordnung im Einvernehmen mit der jeweils betroffenen Trägerfakultät das aktuelle Lehrprogramm.

(2) Es besteht aus

a) wissenschaftlichen Kolloquien
In diesen berichtet jeder Promovierende jährlich aus seinem eigenen Dissertationsvorhaben und stellt sich einer kritischen Diskussion.

b) weiteren Pflichtlehrveranstaltungen
Diese legen die methodischen Grundlagen für eigenständiges wissenschaftliches Arbeiten in der gewählten Disziplin und geben einen Überblick über den Stand der Forschung der gesamten Sektion. Darüber hinaus erfolgt die Vermittlung von Schlüsselqualifikationen.

c) Wahlpflichtveranstaltungen
Hier werden spezielle Themen behandelt, die sich an der Forschung in den jeweiligen Schwerpunkten orientieren.

(3) 1Das Lehrangebot der Promotionsprogramme speist sich aus einem gemeinsamen Modulkatalog der Gründer- und Trägerfakultäten. 2Die Graduiertenschule bindet die betroffenen Studiendekaninnen oder Studiendekane in die Lehrplanung ein.

(4) 1Die Promovierenden wählen aus ihrem Kreis eine Vertreterin oder einen Vertreter als Ansprechpartnerin bzw. 2Ansprechpartner, der sich aktiv in die konkrete Lehrplanung einbringt. 3Die Amtszeit beträgt ein Jahr.

§ 14 Vorstand

(1) 1Die Leitung der Graduiertenschule obliegt dem Vorstand. 2Dieser besteht aus

a) je einem vom Fakultätsrat der juristischen, sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät entsandtem prüfungsberechtigten Mitglied,

b) einem prüfungsberechtigten Mitglied, das die Fakultätsräte der Fakultäten für Agrarwissenschaften bzw. Forstwissenschaften und Waldökologie einvernehmlich entsenden,

c) einem weiteren prüfungsberechtigten Mitglied, das aus dem Kreis der Leiterinnen bzw. Leiter der aufgenommenen Promotionsprogramme gewählt wird.

3Die Amtszeit der Vorstandsmitglieder beträgt zwei Jahre; Wiederwahl ist möglich. 4Jede der drei Fachrichtungen nach § 1 Abs. 3 (Rechts-, Sozial- und Wirtschaftswissenschaften) kann im Vorstand nur mit maximal zwei Mitgliedern vertreten sein. 5Die Mitglieder nach Buchst. a und b sollen möglichst selbst als Programmleiterinnen bzw. 9Programmleiter tätig sein.

(2) Die Leiterinnen bzw. Leiter der Promotionsprogramme, die nicht als Mitglieder im Vorstand vertreten sind, können an den Sitzungen des Vorstands teilnehmen und haben dort Rede- und Antragsrecht.

(3) Die Gesamtvertretung der Promovierenden (§ 13 Abs. 4) entsendet aus ihrem Kreis für jeweils ein Jahr ein weiteres Mitglied mit beratender Stimme in den Vorstand.

(4) Der Vorstand ist für alle die Graduiertenschule betreffenden Angelegenheiten zuständig, soweit sie nicht durch diese Ordnung einem anderen Organ übertragen werden.

(5) Zu den Aufgaben des Vorstands gehören insbesondere:

a) die Erstellung des Wirtschaftsplans und die Entscheidung über die sachgerechte Verwendung der Finanzmittel und der anderen Ressourcen der Graduiertenschule entsprechend Leistung und Belastung,

b) die Entscheidung über die besondere Förderung von interdisziplinären oder exzellenten Promotionsprogrammen,

c) die Entscheidung über die Aufnahme neuer Mitglieder,

d) die Erarbeitung und Festlegung von Regeln und Standards zur dauerhaften Qualitätssicherung in der Graduiertenschule.

(6) 1Der Vorstand tagt, sobald und sooft die Geschäftslage es erfordert, mindestens aber einmal im Semester. 2Auf schriftlichen Antrag der Mehrheit der Leiterinnen bzw. Leiter der Promotionsprogramme muss er unverzüglich zusammentreten und sich mit deren Anliegen befassen.

§ 15 Beschlussfassung

(1) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind.

(2) 1Der Vorstand trifft seine Entscheidungen mit einfacher Mehrheit, soweit diese Ordnung, die Fakultätspromotionsordnung oder eine andere Ordnung der in die Graduiertenschule aufgenommenen Promotionsprogramme nicht etwas anderes bestimmt. 2Stimm-enthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der geschäftsführenden Leitung. 4Wenn niemand widerspricht, sind auch Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren statthaft.

(3) 1Ein Beschluss des Vorstands kann durch einen gemeinsamen Beschluss von mindestens vier der fünf Gründerfakultäten ersetzt werden. 2Die Gründerfakultäten werden dabei jeweils durch die Dekanin oder den Dekan vertreten, die sich auf eine Mehrheitsentscheidung ihrer jeweiligen Fakultätsräte stützen müssen.

(4) Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Grundordnung der Georg-August-Universität Göttingen über Beschlüsse.

§ 16 Geschäftsführende Leitung

(1) 1Der Vorstand wählt aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder eine Sprecherin oder einen Sprecher als Vorsitzende oder Vorsitzenden und geschäftsführende Leitung; er legt ferner eine Stellvertreterreihenfolge fest. 2Die Sprecherfunktion soll immer turnusgemäß unter den Fakultäten nach § 14 Abs. 1 Buchst. a wechseln.

(2) 1Die Sprecherin oder der Sprecher führt die laufenden Geschäfte der Graduiertenschule in eigener Zuständigkeit. 2Sie oder er bereitet die Beschlüsse des Vorstandes vor, führt sie aus und vertritt die Graduiertenschule, insbesondere gegenüber den Trägerfakultäten und der Hochschulleitung.

(3) 1In dringenden Fällen, in denen eine Entscheidung des Vorstandes nicht rechtzeitig her-beigeführt werden kann, trifft die Sprecherin oder der Sprecher die erforderlichen Maßnah-men selbst; der Vorstand ist unverzüglich zu unterrichten. 2Dieser kann die Maßnahmen aufheben; entstandene Rechte Dritter bleiben unberührt.

§ 17 Berichtspflichten

(1) Die Leitungen der Promotionsprogramme geben dem Vorstand je Kalenderjahr einen Lagebericht.

(2) 1Einmal jährlich nimmt der Vorstand einen Gesamtbericht der Prüfungsverwaltung über die abgeschlossenen Promotionen und deren Benotung sowie über die neu zugelassenen Promovierenden zum Zwecke der Qualitätssicherung entgegen. 2Dieser Gesamtbericht ist auch den Fakultätsräten der Trägerfakultäten und der Universitätsleitung bekannt zu ma-chen.

(3) Der Vorstand erstellt je Kalenderjahr einen Abschlußbericht, den er den Mitgliedern und Promovierenden zugänglich macht.

§ 18 Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in den Amtlichen Mitteilungen der Georg-August-Universität Göttingen in Kraft.

